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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Beamten- Oienstrechtsgesetz 1979 (BOG-Novelle 1995)' 
das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948. 
die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes- Personal­
vertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz geändert werden; 

Begutachtungsverfahren; 

Die Prokuratur beehrt sich, zum übermittelten Gesetzesentwurf wie folgt Stellung zu 

nehmen: 

1. Zu Art. I Zif, 16 (§ 274 a BDG 1979), Art. 111 Zif 1 und 2 (§ 75 a VBG): 

Grundsätzlich erscheint es sinnvoll, zur Ausübung von Mitwirkungsbefugnissen auf 

die vorhandene Datenerfassung zurückgreifen zu können. 

Um die beabsichtigte Zielsetzung zu erreichen und eine mißbräuchliche Vervvendung 

durch andere, ais die Berechtigten nach Möglichkeit auszuschließen, ware zumindest in 

den erläuternden Bemerkungen entsprechende Einschränkungen aufzunehmen, wer 

konkret für den Bundeskanzler bzw. für den Bundesminister für Finanzen zur Ablesung 

welcher Daten berechtigt sein soll. 

Darüberhinaus wären klärende Anmerkungen empfehlenswert, auf welche Weise 

sichergestellt wird, daß gespeicherte Daten im Sinne des 274 a BOG bzw. § 75 a VBG 

nicht allgemein zugänglich werden. 
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Von Interesse wären auch Hinweise darüber, wie die zur Weitergabe bestimmten 

Daten erstellt werden und wer gegebenenfalls eine Ergänzung oder Änderung begehren 

kann. 

Schließlich wäre aus Gründen der Rechtssicherheit eine Interpretation des Begriffes 

"lesender Zugriff n geboten, um klarzustellen, welchen Inhalt der Gesetzgeber diesem 

Begriff beimessen möchte; insbesondere, ob damit auch ein Ausdruck der Daten 

umfaßt wird oder nicht. 

2. Zu Art. m, (§ 4 a Abs. 1 VBG): 

Zur Verdeutlichung der vom Gesetzgeber verfolgten Absicht sollte im Gesetzestext 

zum Ausdruck gebracht werden, daß § 4 a VBG als Ausnahmebestimmung anzusehen 

ist. 

Unklarheiten könnten sich allenfalls aus der Formulierung in Ziffer 3 " ... gilt eine 

befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses ... " im Hinblick auf die Möglichkeit einer 

einschränkenden Auslegung auf eine einmalige Verlängerung des Dienstverhältnisses 

ergeben, die jedoch nicht beabsichtigt sein dürfte. 

Es wird daher hinsichtlich der Ziffer 3 folgender Textvorschlag erstattet: 

3. einer Zuweisung gemäß Art. 30 Abs. 5 B-VG eingegangen wurde, sind 

weitere Befristungen des Dienstverhältnisses zulässig, ohne daß daraus ein 

Dienst"erhä~tnis auf unbestimmte Zeit entsteht. 

DGr ,;j 4 Abs" 4 V8G findet keine Anwendung." 

In diesem Zusammenhang darf auf ähnliche Bestimmungen wie beispielsweise im 

Artikel X Abs. 3 der 39. Gehaltsgesetznovelle (BGBI. Nr. 350 vom 29. Juni 1982) 

verwiesen werden. 
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Eine vergleichbare Regelung findet sich auch im § 19 Abs. 6 AMFG. wobei jedoch 

davon ausgegangen wird. daß durch die nach dem AMFG geförderte Tätigkeit kein 

Dienstverhältnis zustande kommt. 

20/; ebruifA 995 

il AUrg
: lA;, 

\ . ~ i 
. (Dr. F.hn) 
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